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Warum wird der Status als Körperschaft des öffentlichen 

Rechts für Gemeinden abgegeben? 

Die evangelische Landeskirche verfügt über gut 400 

Körperschaften des öffentlichen Rechts. Für die Gemeinden zieht dieser Status neben 

bestimmten Rechten zahlreiche Pflichten nach sich – neben der Verantwortung für 

Gebäude auch für Haushaltsführung, Finanzen und Personal. Auch auf Seiten des 

Landeskirchenrates sorgen die gut 400 Körperschaften, z.B. durch Haushaltsprüfungen, 

für enormen Verwaltungsaufwand. Mit nur fünf Körperschaften des öffentlichen Rechts 

wird dieser Aufwand stark reduziert. 

Die Vorteile liegen auf der Hand: Vier Verwaltungsämter können deutlich 

kostengünstiger arbeiten als die heutige Struktur. Im Rahmen des Prio-Prozesses hat die 

Beratungsfirma Kienbaum Consultants errechnet, dass die Reduzierung der 

Körperschaften des öffentlichen Rechts rund 900.000 Euro spart. 

Mit der Abgabe des Körperschaftsstatus können gleichzeitig Ehrenamtliche vor Ort und 

Pfarrer*innen spürbar entlastet werden. So bleibt mehr Zeit für das Wesentliche: 

Menschen begleiten, Gemeinschaft stiften, Glauben leben. Kurz: Die Verkündigung des 

Evangeliums in Wort und Tat. 

 

Warum sollen auch derzeit auskömmlich finanzierte Gemeinden ihren Status als 

Körperschaft des öffentlichen Rechts verlieren? 

Gemeinden werden kleiner, das Personal wird weniger und die Kosten für den Erhalt der 

Gebäude werden steigen – überall. Auch Gemeinden, die aktuell über eine hohe 

Gemeindegliederzahl sowie ausreichend Mittel verfügen, werden sich den 

Herausforderungen langfristig leider nicht entziehen können. Mit dem Wechsel des 

Rechtsstatus kommt die Synode ihrer Verantwortung nach, der evangelischen 

Landeskirche mit tragfähigen Veränderungen insgesamt eine Zukunft zu sichern. Ein 

Schritt, den andere Landeskirchen aktuell ebenfalls gehen.  

 

Können Gemeinden sich den Beschlüssen der Synode widersetzen? 

Nein, das sieht die Kirchenverfassung nicht vor. Die Erfüllung des kirchlichen Auftrags 

soll der Verfassung zufolge „in Gemeinschaft mit anderen kirchlichen Ebenen und 

Einrichtungen“ erfolgen. Die Kirchenordnung darf weder Gemeinden und Bezirke von 

der Erfüllung ihrer Aufgaben ausschließen, noch dürfen umgekehrt Gemeinden in 

Alleingängen ohne Rücksicht auf die Gesamtkirche agieren. Genau das entspricht dem 

presbyterial-synodalen Wesen unserer Landeskirche. Die Beschlüsse der Synode sind 

daher bindend für alle Gemeinden innerhalb der pfälzischen Landeskirche.  
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Sollte eine Gemeinde die pfälzische Landeskirche verlassen, 

müsste sie von einer anderen Landeskirche aufgenommen 

werden oder sich als Freikirche neu gründen. 

 

Warum werden Gemeinden nicht zu größeren Einheiten zusammengelegt und 

diesen der Status der Körperschaft des öffentlichen Rechts verliehen? 

Das wurde in der Landessynode diskutiert. Größere Gemeinden mit KdöR-Status hätten 

die Verwaltungs- und Rechtslasten trotzdem selbst tragen müssen – der 

Entlastungseffekt für Haupt- und Ehrenamtliche wäre gering geblieben. Die Synode hat 

sich im Mai dagegen entschieden und das andere Modell (KdöR für Kirchenbezirke) 

präferiert. Sollten Gemeinden der Landeskirche dennoch in Zukunft größere Einheiten 

bilden und mit anderen Gemeinden fusionieren wollen, ist das selbstverständlich 

möglich. 

 


